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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 40. —— 


Kr, 7113.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung 
. einer Eiſenbahn von Herzberg über Oſterode nach Seeſen. Vom 
2. Mai 1868. N 


N Seu Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunſchweig und Lüneburg haben beſchloſſen, die an der Weſt⸗ und Südſeite 
des Harzes belegenen Königlich Preußiſchen und Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Gebietstheile durch eine Eiſenbahn in Verbindung zu ſetzen, und zum Zweck der 
deshalb erforderlichen Verhandlungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath und Mi- 
niſterialdirektor Auguſt Ludwig Freiherrn von der Reck, 
und 
Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig: 
= Höchſtihren Generaldirektor Auguſt Philipp Chriſtian Theodor 
® von Amsberg, 


don welchen Bevollmächtigten unter Vorbehalt der Ratifikation der nachſtehende 
. Vertrag verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


f Artikel 1, 
Die zu erbauende Eiſenbahn wird: 


A. im Königlich Preußiſchen Gebiete bei der Stadt Herzberg aus der im 
Bau begriffenen Eiſenbahn von Nordhauſen nach Northeim abzweigen 
und von da über Oſterode ſich bis an die beiderſeitige Landesgrenze 
zwiſchen Lasfelde und Badenhauſen erſtrecken, dagegen \ 


B. im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete von dem ebengenannten Grenz 
punkte ab über Gittelde und Münchehof fortgeführt und bei der Stadt 
Jahrgang 1868, (Nr. 7113) 75 See⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 18, Juni 1868. 


. 
D 


Seeſen mit der beftehenden Börßum⸗Kreienſer Eiſenbahn in Verbindung . 
geſetzt werden. | 

| Artikel 2. 1 
Der Anſchluß der im Artikel 1. gedachten Bahnſtrecken findet auf dem 


beiderſeitigen Grenzpunkte in dem Maaße ſtatt, daß damit eine unbehinderte 4 
und vollſtändige Durchführung aller Eiſenbahntransporte zu bewirken iſt. g 


Artikel 3. 


Ueber den Verbindungspunkt beider Eiſenbahnſtrecken wird zwiſchen den 
kontrahirenden Hohen Regierungen auf Grund der bereits ſtattgefundenen tech 
niſchen Unterſuchungen die definitive Feſtſetzung getroffen werden. 


Artikel 4. 


Eine jede der beiden Hohen Regierungen wird die in Ihr Gebiet fallende 
Strecke der im Artikel 1. bezeichneten Eiſenbahn auf Staatskoſten zur Aus. 
führung bringen laffen, 

Artikel 5. 


Ob die neu zu erbauende Bahn ſofort mit zwei oder nur mit einem Geleiſe 95 
zu verſehen ſei, hängt von dem Ermeſſen einer jeden Regierung für die Strecke 
innerhalb Ihres Gebietes ab. e 1 

Man iſt jedoch einverſtanden, daß das für die Anlegung von zwei 
Geleiſen erforderliche Grundeigenthum ſofort anzukaufen und zur Verfügung 
bereit zu halten ſei. 9 

Bei dem Eintritt des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen ſich über 1 
die Herſtellung des zweiten Geleiſes verſtändigen. . 


Artikel 6. 5 
Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind. 1 
Dabei wird dieſelbe in allen Theilen eine ehe Einrichtung erhalten, daß 
Perſonen, Güter und alle ſonſtigen Gegenſtände, welche mittelſt der Eiſenbahnen 
befördert zu werden geeignet ſind, ohne Gefahr und Nachtheil transportirt wer⸗ 
den können. . 
Artikel 7. \ 
Die Hohen Regierungen wollen die Vorkehrungen zum Bau der Bahn 
unverweilt beginnen und die Ausführung deſſelben dergeſtalt beſchleunigen laſſen, 
daß der durchgehende Betrieb der Bahn thunlichſt mit dem Zeitpunkte der 
Vollendung der Eiſenbahn von Nordhauſen nach Northeim eröffnet wer- 
den kann. 


Art. : 


Artikel 8. 


Beide Hohe Regierungen verzichten darauf, den Betrieb auf der Bahnſtrecke 
Ihres Gebietes jemals einftellen oder unterbrechen zu laſſen. Bei entſtehenden 
Betriebsſtörungen werden ſie unverzüglich die geeigneten Maaßregeln ergreifen, 
damit der regelmäßige Dienſt in möglichſt kurzer Friſt wieder hergeſtellt werde. 


Artikel 9. 
Ueber die demnächſt einzuführenden Fahrpläne und Tarifſätze für die aus 


1 


dem einen in das andere Gebiet übergehenden Transporte werden die beiden 

Hohen Regierungen ſich ſeinerzeit verſtändigen. 

5 Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird Bundestruppen und 
Militaireffekten auf der Ihrem Gebiete angehörigen Bahnſtrecke zu denſelben 

Vergütungsſätzen transportiren, welche auf den übrigen Braunſchweigiſchen 

Staatsbahnen Geltung haben. i 


Artikel 10. 


= Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß 
der Telegraphenverwaltung des Norddeutſchen Bundes unentgeltlich das Recht 
einzuräumen ſei, die Herzberg⸗Oſterode⸗Seeſener Eiſenbahn zur Anlegung von 
elegraphenlinien zu benutzen und zu ſolchem Zwecke nicht allein ober⸗ 


S 


irdiſche Leitungen mit einer oder zwei Stangenreihen an der einen Seite 
der Bahn, ſondern auch eine unterirdiſche Leitung an der anderen Seite aus⸗ 


N zuführen. 
S Artikel 11. 


5 Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, daß die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, vorläufig auf die Dauer von fünf 
Jahren, von Eröffnung des Betriebes an gerechnet, den Fahrdienſt auch auf 
der im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke von Ihrer Landes⸗ 
grenze bis Herzberg übernimmt. Die dabei in Betracht kommenden Verhältniſſe, 
insbeſondere auch die der Herzoglich Braunſchweigiſchen Eiſenbahnverwaltung 
für die Leiſtung dieſes Fahrdienſtes zu gewährende Entſchädigung, ſollen durch 
ein befonderes Abkommen zwiſchen der Königlichen Eiſenbahndirektion in Han⸗ 
nover und der Herzoglich Braunſchweigiſchen Generaldirektion der Eiſen⸗ 
f en unverzüglich nach der Ratifikation dieſes Vertrages näher vereinbart 
werden. a 

98 Nach Ablauf dieſer fünf Jahre kann das Fahrdienſt⸗Uebereinkommen von 
jeder der beiden Hohen Regierungen jederzeit mittelſt vorheriger einjähriger Kündi⸗ 
gung aufgelöſt werden. Im Fall einer Kündigung werden die Hohen kontrahi⸗ 
lenden Regierungen zur Verhütung einer Unterbrechung des Betriebes über 
anderweite Maaßregeln ſich verſtändigen. N 


Artikel 12. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original + Exemplaren aus⸗ 
(Ar. 7113-7114.) ; 75* i ge⸗ 


| ai, VV 

gefertigt und unverzüglich zur Ertheilung der Allerhöchſten und Höchſten Rati⸗ 
fikation vorgelegt werden, deren Auswechſelung längſtens binnen vier Wochen 

ſtattfinden wird. | 


Urkundlich iſt dieſer Vertrag von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 4 
beſiegelt worden. 1 


So geſchehen Magdeburg, am 2. Mai 1868. 


Auguſt Ludwig Freiherr von der Reck. 
(L. S.) 


Au guſt Philipp Chriſtian Theodor von Amsberg. 
(L. 8.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der l 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 5 


TR 


(Nr. 7114.) Statut für den Brieſenhorſter Entwäſſerungsverband, Landsberger Kreises. f 
Vom 8. Mai 1868. 3 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen nach Ae der Betheiligten, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. Artikel 2. (Gefeg-Samml. für 1853. S. 182.), was folgt: f 


S. 1: Be 

Um die Grundſtücke der Kolonien Brieſenhorſt und Lindwerder im Lands⸗ 5 

berger Kreiſe, ſowie des Rittergutes Dökig- Sammer im Soldiner Kreiſe, durch 

Entwäſſerung zu verbeſſern, werden die Beſtßer dieſer Grundſtücke zu einer Ge 
noſſenſchaft unter dem Namen: 


„Brieſenhorſter Entwäſſerungsverband“ 
vereinigt. 


Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand beim Kreis⸗ Er 
gerichte in Landsberg. | = 


„„ 


§. 2. 

Das Meliorationsgebiet beſteht für jetzt und vorbehaltlich näherer Feſt⸗ 
ſetzung aus einer Fläche von 1793 Morgen 81 Quadratruthen, welche auf der 
von dem Baumeiſter H. Goldſpohn im Jahre 1866. verfertigten Generalkarte 
von den bei der Brieſenhorſter Melioration betheiligten Grundſtücken verzeichnet 
iſt. Es gehören davon 

a) zur Feldmark Brieſenhorſ . 1704 Morgen 34 Quadratruthen, 
b) zur Feldmark Lind werder 5 . 
e) zum Areal des Rittergutes Dölzig⸗ 


Hanm er! . 56 ; 
— 1793 Morgen 81 Quadratruthen. 
$. 3. 


Dem Verbande liegt ob, den von dem Baumeiſter Goldſpohn entworfenen 

Meliorationsplan vom 18. Februar 1864. ſo, wie derſelbe bei der Superreviſion 

feſtgeſtellt werden wird, zur Ausführung zu bringen, auch den H aupt⸗Abwäſſerungs⸗ 

1 Be mit den durch feine Anlage erforderlich werdenden Brücken und Durch⸗ 

lläſſen demnächſt zu unterhalten. 

. Die beſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung der bereits vorhandenen 

Brücken und Durchläſſe werden hierdurch nicht geändert. 

: Auch ändert ein bloßer Umbau, eine Erweiterung oder Verlegung der 

Brücken und Durchläſſe nichts in dieſen Verpflichtungen, vorbehaltlich der Ent- 

ſchädigung für die etwaige Vergrößerung der Anterhaltungslaſt. 

= Erhebliche Veränderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 

für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


F. 4. 

Dias in dem im . 3. erwähnten Hauptgraben fließende Waſſer darf ohne 

Genehmigung des Vorſtandes von einzelnen Genoſſen des Verbandes nicht ab- 

geleitet oder aufgeſtaut werden. 

i Dagegen hat jeder Genoſſe das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen 

er ſich zur beſonderen Entwäſſerung ſeiner Grundſtücke entledigen will, in dieſen 
Funn deen zu verlangen. Die Zuleitung in denſelben darf aber nur an den 

vom Vorſtande vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

5 Diejenigen Seiten⸗Entwäſſerungsanlagen, welche nur durch Zuſammen⸗ 

wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, hat der Vorſtand zu vermitteln 

und nöthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nach⸗ 

dem der Plan dazu von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 

heiten nach Anhörung der Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. Die Koſten ſolcher 

neuen Anlagen, ſowie die Unterhaltung derſelben werden nach Maaßgabe des 

Vrortheils von dieſen Betheiligten getragen, und hat der Vorſtand dergleichen 

Nebenanlagen mit zu beaufſichtigen. 

Nr. 7114) Ale 


lich fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen iſt ein Lagerbuch vom Vorſtande zu 


horſt und Lindwerder öffentlich auszulegen. 
| Friſt zu beſtimmen und durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bein 


Rekurs eingelegt, fo entſcheidet endgültig die Regierung zu Frankfurt a. d. O, 


trägen mit Genehmigung der genannten Regierung nach der Fläche der bethei⸗ 


N . 6. 


ee 


Ueber die vom Verbande oder von mehreren Grundbeſitzern emeinſch 


führen. a 
$. 5. 1 
Die Arbeiten des Verbandes werden unter Leitung des Vorſtandes aus 4 


der Verbandskaſſe ausgeführt. Die Beiträge zur Ausführung der Verbands 


zwecke werden nach Verhältniß der Vortheile, die aus der Entwäſſerung erwachſen, 
nach drei Abſtufungen, und zwar von 
Klaſſe 1. 
I 


4 Theile, 
. DEE 
III. 


i heil 
geleiſtet. 
Behufs Feſtſtellung des Beitragsverhältniſſes der betheiligten Grundſtücke 
ſoll ein vom Vorſtande zu führendes Beitragskataſter aufgeſtellt werden. 8 

Die Ausarbeitung deſſelben unter Zugrundelegung des bereits aufgeſtellten 
Anlagekataſters vom 8. Mai 1866. legt dem Regierungskommiſſarius unter Zu: 
ziehung zweier unbetheiligten, von der Regierung zu ernennenden Landwirthe ob. 

Der Entwurf des Kataſters iſt extraktweiſe dem Beſitzer des Rittergutes 
Dölzig⸗Hammer mitzutheilen und ebenfalls extraktweiſe in den Gemeinden Brieſen⸗ 


Zugleich hat die Regierung zu Frankfurt a. d. O. eine vierwöchentliche 


gen, innerhalb welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden eingeſehen und 
Beſchwerde gegen daſſelbe bei dem Regierungskommiſſarius erhoben werden kann. 
Der Vorſtand hat die erhobene Beſchwerde unter Zuziehung des Be 
ſchwerdeführers zu unterſuchen und zu entſcheiden. i 
Wird gegen dieſe Entſcheidung binnen vierzehn Tagen präkluſiviſcher Friſt 


welche nach Befinden eine neue Lokalunterſuchung anordnen kann. 
Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
ausgefertigt und dem Vorſtande des Verbandes übergeben. 
Auch ſchon vor Feſtſtellung des Kataſters kann die Einziehung von Bei⸗ 


ligten Grundſtücke oder nach dem Kataſterentwurf, vorbehaltlich der ſpäteren Aus 
gleichung, ſtattfinden. > 


Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein im Falle der Parzellirung und 
Beſitzberänderung. 3 
Wenn fünf Jahre nach der erſten Aufſtellung des Kataſters verfloſſen find, 
kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. angeordnet werden. 5 


$. 7. f 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 1 5 
er 


En NE ar x 

erhaltung der Verbandsanlagen ruht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten und 
gaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Vorſitzenden des Vorſtandes 
an den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes, bei Vermei⸗ 
dung der adminiſtrativen Exekution, einzuzahlen. 
Ignnerhalb der Gemeinde bewirken deren Vorſtände die Einziehung und 
Abführung zur Kaffe. 
5 Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes gegen die 
eigentlich Verpflichteten. 
5 Bei Beſtitzveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis ihm die Beſitzveränderung zur Be⸗ 
lichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß die Berichtigung 
erfolgen kann. 
$. 8. 


. Dem Entwäſſerungsverbande wird zur vollſtändigen Ausführung des Me⸗ 
liorationsplanes das Recht zur Expropriation verliehen. 
Insbeſondere iſt er berechtigt, gegen Entſchädigung zu fordern: 
J) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, 
2) die Fortnahme von Bäumen und Sträuchern, 

3) die Einräumung einer Servitut und die vorübergehende Benutzung von 
Grundſtücken. 5 
Die Genoſſen des Verbandes haben demſelben von ihren Grundſtücken 
diejenigen Flächen, welche zur Herſtellung des Haupt⸗Abzugsgrabens erforderlich 

find, ohne Entſchädigung abzutreten. 

Jioezdoch ſollen die bei der Regulirung und Geradelegung deſſelben trocken 
gelegten Grabenſtrecken denjenigen als Erſatz übereignet werden, welche zur Her⸗ 
ſtellung des Hauptgrabens Land abtreten. 8 
Falls aus dieſem Verfahren für Einzelne eine offenbare und erhebliche 
Härte erwächſt, ſoll eine billige Vergütigung gewährt werden. 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
Lichterlich entſchieden. 


8.9. 

_ Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine güt⸗ 
liche Einigung zwiſchen den Intereſſenten nicht erreicht wird, leitet die Regierung 
zu Frankfurt a. d. O. nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung 
der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843. 


§. 10. 


3 An der Spitze des Verbandes ſteht ein Vorſtand, beſtehend aus einem 
Veorſtzenden und vier Mitgliedern. Ihr Amt iſt ein Ehrenamt. 
Gr. 7114) 9. . 


— 


. 11. 8 
Die vier Vorſtandsmitglieder und für jeden ein Stellvertreter werden von 


allen Verbandsgenoſſen auf ſechs Jahre gewählt, und dieſe wählen den Vor 


ſitzenden und deſſen Stellvertreter, welche nicht zu den Verbandsgenoſſen zu ge⸗ 
hören brauchen, ebenfalls auf ſechs Jahre. a 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte des Vorſtandes aus und wird durch 
Neuwahl erſetzt. EB 

Die das erſte Mal ausſcheidenden zwei Mitglieder und Stellvertretern 
werden durch das Loos beſtimmt. 5 

Die Wiederwahl der Ausſcheidenden iſt zuläſſig. 19 

Wählbar iſt jeder großjährige Genoſſe des Verbandes, welcher den Voll! 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch richterliches Erkenntniß verloren hat. 

Wählbar find auch die Pächter, Verwalter und Generalbevollmächtigten 
derjenigen Genoſſen, welche ſelbſt wählbar ſind. 

Die Wirkung der Wahl erliſcht mit dem Aufhören der Wählbarkeit. 

Die Stellvertreter nehmen in Behinderungsfällen des Vorſtandsmitgliedes 
deſſen Stelle ein. 

Außerdem tritt, wenn ein Vorſtandsmitglied während feiner Wahlzeit 
ſtirbt, oder aus dem Genoſſenſchaftsgebiet verzieht, deſſen Stellvertreter für die 
laufende Wahlperiode ein. 55 

Eine Erſatzwahl findet nur ſtatt, wenn außer dem Vorſitzenden nicht noch 
zwei Mitglieder oder Stellvertreter vorhanden ſind. 5 


8 


Stimmfähig bei der Wahl iſt jeder großjährige Beſitzer eines zum Ver 
bande gehörigen Grundstücks von au Einem Morgen, welcher mit ſeinen 
Beiträgen zur Verbandskaſſe nicht im Rückſtande und im Vollbeſitz der bürger⸗ 
lichen Rechte iſt. Das Stimmrecht von Frauen und Minderjährigen darf nur 
durch die geſetzlichen Vertreter, reſp. durch Bevollmächtigte, ausgeübt werden. 
Gehört ein Grundſtück mehreren Genoſſen gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. Die Liſte der 
Wähler wird vom Vorſitzenden mit Hülfe der Gemeindevorſteher aufgeſtellt, und 
u wird je drei Tage lang extraktweiſe in den Schulzenämtern zu Brieſenhorſt 
und Lindwerder ausgelegt. ährend dieſer Zeit kann jeder Betheiligte gegen 
die Richtigkeit der Liſe inwendungen bei dem Vorſitzenden erheben, deren Ent 
ſcheidung dem Vorſtande zuſteht. | 

Der Wahltermin, zu welchem der Beſitzer des Ritterguts Dölzig⸗Hammer 
ebenfalls zu laden iſt, wird vom Vorſitzenden abgehalten, jedoch iſt derſelbe be: 
fugt, hiermit ein anderes Mitglied des Vorſtandes zu beauftragen. 

. Die Wahl geſchieht nach Stimmenmehrheit. 

Jeder Genoſſe, der fünfzehn Morgen und weniger (jedoch mindeſtens 
Einen Morgen) in der Meliorationsfläche beſitzt, hat Eine Stimme; jeder Ge⸗ 
noſſe, der dreißig Morgen und weniger beſitzt, hat zwei Stimmen und ſo fort 
bei jeden fünfzehn Morgen größeren Beſitzes Eine Stimme mehr. 3 

| m 


In Uebrigen finb be den Mabverfaheen, owe in Beef der De. 
flichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchrift einde⸗ 
ahlen analogiſch anzuwenden. | 
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Der Vorſtand verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zur Frühſahrs⸗ und 
Herbſt⸗Grabenſchau im Mai und Oktober, um die Jahresrechnungen abzuneh⸗ 
men, den Etat feſtzuſtellen und die ſonſt nöthigen Beſchlüſſe zu faſſen 
Der Vorſitzende ift befugt, außerordentliche Verſammlungen zu berufen, 

enn es ihm nothwendig erſcheint. . 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe des Gegenſtandes der Ver⸗ 
handlung. Mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens fieben 
freie Tage vorher erfolgen. 
5 Wer am Erſcheinen verhindert ift, hat die Vorladung feinem Stellver⸗ 
treter mitzutheilen. b 8 
\ Der Vorſitzende, welcher bei Stimmengleichheit die entſcheidende Stimme 

hat, beruft die Verſammlungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die 
Ordnung in den Sitzungen. 


$. 14. 


Dier Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes nach Stim- 
nmehrheit zu beſchließen, ſoweit nicht der $. 15. gewiſſe Angelegenheiten dem 


Vorſtzenden allein überweiſt. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes verpflichten den Verband. Der Vorſtand 
ſt nur beſchlußfähig, wenn wenigſtens zwei Mitglieder oder Stellvertreter außer 


em Vorſitzenden anweſend find. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn 


Vorſtand, zum dritten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
erufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erſchienen iſt. Bei der dritten 
uſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 
Die Beſchlüſſe und die Stimmen der in den Verſammlungen anweſend 
geweſenen Mitglieder werden in ein beſonderes Buch eingetragen, auch von dem 
Vorſitzenden und wenigſtens Einem Mitgliede der Verſammlung vollzogen. a 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Bor 
fitenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 


ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vor⸗ en 


ſizende für geſetzwidrig oder dem Gemeindewohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe 
u beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 
$. 15. f 


Der Vorſitzende führt die Geſammtverwaltung, vertritt den Verband 
nach Außen und handhabt die örtliche Polizei zum Schutz der Anlagen. Ins⸗ 
beſondere hat derſelbe: | 1 


1) für die erſte Ausführung der Anlagen, unter Aſſiſtenz des vom Staate 


zu remunerirenden Regierungskommiſſarius, ſowie für die ſpätere Unter 


haltung der Anlagen Sorge zu tragen, ; BT 
hang 1868, (Nr. 7114) / 2) die 


8 e 

2) die Meliorationskaſſen⸗Beittäge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes 

auszuſchreiben und von den Säumigen im Wege der adminiſtrativen 

Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und dieſe 

zu revidiren; 1 

3) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vorſtande in den Früh: 4 

jahrsverſammlungen vorzulegen; 9 

4) die halbjährige Grabenſchau mit dem Vorſtande abzuhalten 1 

5) den Schriftwechfel für den Verband zu führen und die Urkunden deffel- 

ben zu unterzeichnen; 8 

6) Strafen gegen die Genoſſen des Verbandes wegen Uebertretung der im 

Intereſſe des Verbandes erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften bis zu drei 

Thalern Geldbuße nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. 
für 1852. S. 245.) vorläufig feſtzuſetzen. 


a Die vom Vorſitzenden allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geld⸗ 4 
ſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 


F. 16. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 
bp) zu Anleihen, i 
ech zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


. | 
Fiür die Verwaltung der Verbandskaſſe wählt der Vorſtand einen Ren⸗ 
danten und bewilligt demfelben nöthigenfalls eine Remuneration. 1 


= Der Rendant wird von dem Vorfikenden durch Handſchlag an Eidesſtatt 
in einer Verſammlung des Vorſtandes verpflichtet. f 


$. 18. 


i An dem vom Verbande zu unterhaltenden Hauptgraben müſſen drei Fuß, 
ER vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeadert und mit dem Weider = 
\ vieh verſchont bleiben. Auch Bäume und Hecken dürfen auf dieſer Fläche nicht 
geduldet werden. 9 
N Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer der angrenzenden Grundſtücke 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen und binnen 
vier Wochen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Ernte 
geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Entfernung 
von dem Borde wegſchaffen. 5 
Aus beſonderen Gründen kann der Vorſitzende dieſe Friſt N. 85 f 
1 u z 


Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen können in ein⸗ 
zelnen Fällen vom Vorſtande mit Genehmigung der Regierung geſtattet werden. 
f Die Grasnutzung bis zum Waſſerſpiegel behalten die Adjazenten. 


§. 19. 


4 Streitigkeiten zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das Eigenthum 
von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grundgerechtig⸗ 
7 eiten und über beſondere, auf ſpeziellem Rechtstitel beruhende Rechte oder Ver⸗ 
bindlichkeiten gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen wer⸗ 
den alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vor⸗ 
gebliche Beeinträchtigung eines Genoſſen betreffenden Beſchwerden von dem 
Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit ſie nicht vorſtehend an eine andere 
Behörde verwieſen ſind. Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem 
Theile der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von 
der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, beim Vorſtande angemeldet 
werden muß. 

. Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
. rl entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechtsmittel findet 
nicht ſtatt. 
Die Schiedsrichter werden vom Vorſtande auf drei Jahre gewählt. 
Woöhlbar iſt jeder Inländer, der in feiner Gemeinde zu öffentlichen Gemeinde⸗ 
ämtern wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


$. 20. 


* Die vollendeten gemeinſchaftlichen Anlagen müſſen vom Kommiſſarius 
der Regierung zu Frankfurt a. d. O. unter Zuziehung eines Bautechnikers abge⸗ 
nommen werden. 

g GL 


. Der Verband iſt der Oberaufſicht des Staats, welche von der Regierung 
ju Frankfurt a. d. O. und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem Umfange und mit 
ben Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen, ausgeübt 
wird, unterworfen. 5 

B $. 22. 


9 Aenderungen der Beſtimmungen dieſes Statuts können nur mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 

Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 8. Mai 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
| v. Selchow. Leonhardt. 


5 2 r. 711471159 g 76* (Nr. 7115.) 


Allerhöchſter Erlaß vom 15. Mai 1868., betreffend die Verle 0 

liſchen Vorrechte an den Kreis Pr. Eylau, Regierungsbezirk Königsbe 
für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffeen: J) von Wolfs 
über Creuzburg nach dem Bahnhof Wittenberg und weiter bis zur 2 
ſchauer Straße; 2) von Roſſitten über Penken bis zur Warſchauer 
Strafe; 3) von Liebenau über Uderwangen und Vierzighuben bis zur 
Wanſchauer Straße; 4) von Landsberg über Finken bis zur Braunsberger 
Kreisgrenze in der Richtung auf Mehlſack; 5) von Landsberg über KL, 
Steegen bis zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in der Richtung auf Lichte 
feld; 6) von Glautienen über Sollnicken bis zur Kreisgrenze in der Kid 
tung auf Kobbelbude; 7) von Pr. Eylau bis zur Friedländer Kreisgrenze 
bei Rappeln in der Richtung auf Domnau, 8) von Reddenau bis zur 
Friedländer Kreisgrenze in der Richtung auf Bartenſtein; 9) von Goerken 
nach Pr. Eylau. N i 


i Nu den Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſern 
im Kreiſe Pr. Eylau, Regierungsbezirk Königsberg: 1) von Wolfskrug über 


Se Creuzburg nach dem Bahnhof Wittenberg und weiter bis zur Warſchauer Straße, 


9) von Roſſitten über Penken bis zur Warſchauer Straße; 3) von Liebenau 
über Uderwangen und Vierzighuben bis zur Warſchauer Straße, 4) von Lande 
berg über Finken bis zur Braunsberger Kreisgrenze in der Richtung auf Mehl⸗ 
ſack, 5) von Landsberg über Kl. Steegen bis zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in 
der Richtung auf Lichtenfeld; 6) von Glautienen über Sollnicken bis zur Krei 
renze in der Richtung auf Kobbelbude; 7) von Pr. Eylau bis zur Friedländer 
Kreisgrenze bei Rappeln in der Richtung auf Domnau, 8) von Reddenau bis 
zur Friedländer Kreisgrenze in der Richtung auf Bartenſtein; 9) von Goerke 
nach Pr. Eylau, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Pr. Eylau 
das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtück 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften 
in Bezug auf dieſe Straßen. 8 ER 
Der gegenwärtige Exlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlich 
Kenntniß zu bringen. 5 a Sa 


Berlin, den 15. Mai 1868. 5 
SER Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz 


An den Miniſter für ge „Gewerbe und 


öffentliche Arbeiten. 


r. 7116.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
g des Pr. Eylauer Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern III. Emiſſion. 
Vom 15. Mai 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Pr. Eylauer Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 15. Januar 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel nach Aufnahme 
der Anleihen von 80,000 Thalern und 25,000 Thalern (Geſetz Samml. von 1865. 
S. 187., Geſetz-Samml. von 1867. S. 301.) im Wege einer ferneren Anleihe zu 
beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben Einhundert Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 
80,000 Thaler à 500 Thaler, 

20,000: oe 
i — 100,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1874. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
rozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldver⸗ 
schreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
ieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
es Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. i 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Mai 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 


Ferner 
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ee 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 
des Kreiſes Pr. Eylau 


III. Emiſſion 


über 


Auf Gründ des unter genehmigten Kreistagsbeſchluſſes von 
15. Januar 1868. und des Allerhöchſten Privilegiums vom ten 183 
wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern bekennt ſich die kreisſtändiſche 
Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Kreiſes Pr. Eylau Namens des Kreiſes durch dieſe, 
für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung 
zu einer Darlehnsſchuld von ..... Thalern, in Buchſtaben Thalern 
Preußiſch Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden Münzfuße, welcher Betrag an 
den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1874. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des geneh— 
migten Tilgungsplanes. 29 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1874. ab in dem 
Monate Oktober jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Königsberg, im Pr. Eylauer Kreisblatte, im Staatsanzeiger, der 
Oſtpreußiſchen und der Hartungſchen Zeitung. 4 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wid 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem We 
le 


ee 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Pr. Eylau und deren Agentur zu Königsberg, 
und zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 
5 Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
juliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
4 Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. §. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenſtein. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub- 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der e een der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

5 Mit dieſer Schuldverſchreibung find ....... halbjährige Zinskupons bis 
Ben... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige 
Perioden ausgegeben. 

5 Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Pr. Eylau gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f 
h Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Klͤreis mit feinem Vermögen. 

\ Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Pr. Eylau, den n 18% 


„Die ſtändiſche Chauſſeebau-Kommiſſion im Pr. Eylauer Kreiſe. 


Gr. 7116.) Pro⸗ 


Provinz preuſfen, weten Königsbe 


Erſter ER Zinstupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Pr. Eylauer Kreiſes 
IN Emiffion 

Men 
990 0 zu fünf 1 Zinſen 


über 


Silbergroſchen. ; 
Der Inhaber dieſes Zinskupons güpfüngt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit am und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom bis mit (in Buchſtaben) 
Se Thalern Silbergroſchen bei der Kreis⸗ . e 
zu Pr. Eylau oder deren Agentur in Königsberg. 
8. 


Pr. Eylau, den . ten 5 
Die ſtaͤndiſche Chauſſeebau⸗ Kommi ſſion im Pr. Eylauer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 

der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


„ 


zur 
Kreis-Obligation des Pr. Eylauer Kreiſes 
III. Emiffion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu 0 
Obligation des Pr. Eylauer Kreiſes III. Emiſſion 


Eier Thaler à fünf Prozent 8 


die . e Serie Zinskupons ei die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗Ko 


5 munalkaffe zu Pr. Eylau, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen ee 
Inhabers der Obligation kein Se a lg 


Pr. Eylau, den \ 5 
Die le Ehruferbuu 0 im Pr. Eylauer Kreiſe. 


5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, e in der es 1 5 Ober, Sofbuchdrucere 
(R. v. Decker) 


